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Das grösste Experiment, das je
an der Menschheit vorgenom-
men wurde. So nennt der Sozi-
alpsychologe Jonathan Haidt
die digitale Entwicklung der letz-
ten 20 Jahre.Wir alle habenmit-
erlebt, wie Breitband-Internet,
Smartphones und soziale Medi-
en unser tägliches Leben funda-
mental verändert haben.

Dabei waren wir aber alle
schon erwachsen –mit Ausnah-
me der Generation Z, also der
nach 1995 Geborenen. Das war
die erste Generation, die ihre Pu-
bertät mit dem Smartphone in
der Tasche durchlebte.

Diese aufregende, suchterzeu-
gende und instabile Welt, sagt
Haidt in seinem neuen Buch
«Generation Angst», sei für Kin-
der und Heranwachsende gänz-
lich ungeeignet. Und sie sei der
Hauptgrund,warumdie Genera-
tion Z so depressiv, selbstverlet-
zend und suizidal sei wie keine
vor ihr. Haidt analysiert in sei-
nemBuch,warumdas so ist. Und
er gibt auch eine ganze Reihe von
Lösungsansätzen vor.

—Die grosse Neuverdrahtung
«Die Vertreter der Generation Z
sindVersuchskaninchen für eine
radikal neue Form des Heran-
wachsens, die weit entfernt ist
von den Interaktionen kleiner
Gruppen in derwirklichenWelt,
in der sichMenschen im Lauf ih-
rer Evolution entwickelten»,
schreibt Haidt. Sobald Bildschir-
me in das LebenvonKindern tre-
ten, üben sie eine magische An-
ziehungskraft aus.

Das führte in den letzten Jah-
ren zu fatalen Veränderungen:
Die Generation Z schläft weni-
ger, kann sich weniger gut kon-
zentrieren und vernachlässigt
ihre Freundschaften in der ech-
ten Welt. Sie sind, wie Haidt
schreibt, «für immer anderswo».

Neben der technologischen
Entwicklung diagnostiziert er
einen zweiten fatalenTrend, der
zum schlechten psychischen Zu-
stand derGeneration Z beigetra-
gen habe: den zunehmenden
«Sicherheitskult» in der Erzie-
hung.Mehr denn je überwachen
Erwachsene ihre Kinder auf
Schritt und Tritt und machen
überall Vorschriften, auch beim
Spielen. Damit aber sabotierten
die Erwachsenen weitere wich-
tige Entwicklungsschritte, die
sich evolutionär ausgebildet ha-
ben und bei allen Säugetieren
wesentlich sind, besonders aber
beim sozialen TierMensch: Kin-
dermüssen spielen und sich aus-
probieren können.

Sie brauchen einen sicheren
Hafen, aber siemüssen sich auch
davon entfernen können, umEr-
fahrungen zu machen und zu
lernen.Haidt nennt diese beiden
parallelen Entwicklungen «die
grosse Neuverdrahtung der
Kindheit». Das grosse Mensch-
heitsexperiment.

—Der Gender-Gap
Insbesondere fürMädchen schei-
nen sich die Bedingungen mit
dem Aufkommen der sozialen

Medien katastrophal verschlech-
tert zu haben.Denn diese zapfen
gezielt psychologische Voraus-
setzungen an, die bei Mädchen
stärker gegeben sind. Mädchen
nutzen visuell orientierte Platt-
formen, auf denen man sich mit
anderen vergleicht, auch deut-
lich intensiver als Jungen. Nicht
zuletzt erleichtert das Internet
Männern, sich Frauen undMäd-
chen zu nähern und ihnen nach-
zustellen.

Die grosse «Neuverdrahtung»
trifft allerdings auch die Buben,
bei denen ebenfalls ein Anstieg
von psychischen Problemen zu
beobachten ist,wenn auch leicht
anders gelagert. Sie tendieren
eher zum Videogamen und zur
Internet-Pornografie, was auf
ihre psychische Gesundheit aber
einen ähnlichen Effekt hat.Näm-
lich Gefühle von Isolation und
Einsamkeit.

—Es ist nicht
der Klimawandel
Oft hört man heute, die Depres-
sion der Jugend sei den Kriegen,

dem Klimawandel und anderen
Bedrohungen geschuldet. Das
trifft laut Haidt nur bedingt zu.
«Menschen bekommen keine
Depressionen,wenn sie sich kol-
lektiv Gefahren stellen müssen.
Sie werden depressiv, wenn sie

sich isoliert, einsam oder nutz-
los fühlen.»

Zwar helfe es,wennman sich
kollektiv engagiere,wie etwa ge-
gen den Klimawandel.Allerdings
hätten jüngere Studien überAk-
tivisten, auch solche, die sich fürs
Klima engagierten, auch hier
Einschränkungen ergeben. Wer
heutzutage politisch aktiv sei,
habe in der Regel eine schlech-
tere psychische Gesundheit als
seine nicht aktiven Kollegen.Was
damit zu tun habe, dass moder-
ner Aktivismus vor allem in den
sozialenMedien stattfinde. Jona-
than Haidt rät deshalb dazu,
Jugendliche in der echten Welt
Verantwortung übernehmen zu
lassen.

—Das Problemmuss
kollektiv gelöst werden
Die guteNachricht ist: Es gibt ein
Mittel gegen die durch soziale
Medien ausgelösten Störungen.
NämlichAbstinenz.Was leichter
gesagt als getan ist. Haidt führt
viele Beispiele von Eltern an,
die versucht haben, ihre Kinder

von Videospielen und sozialen
Medien fernzuhalten.Oftmit nur
geringem Erfolg. Entweder fin-
den die Kinder nämlich einen
Weg, sich ihre Droge trotzdem
zu beschaffen. Oder der dauern-
de Kampf um Einschränkungen
vergiftet das Familienklima.

Das Problem kann nicht indi-
viduell gelöst werden, sondern
erfordert einen gemeinschaft-
lichen Konsens und eine gemein-
schaftliche Anstrengung. Es
braucht die kollektive Einsicht,
wie schädlich Smartphones und
soziale Medien für die Entwick-
lung von Kindern und Jugendli-
chen sind. Und dann braucht es
Gesetze und Regeln.

—Kinder brauchen Risiken
Bis in die Achtzigerjahre liess
man Kinder ab circa sechs Jah-
ren alleine in die Schule gehen.
Heute werden den Kindern au-
tonome Erfahrungen erst viel
später erlaubt. Dieser Sicher-
heitskult, kombiniertmit den an-
dauernden Verlockungen der
Smartphones, hält Kinder von

grundlegenden Entwicklungs-
schritten ab.

Kinder brauchen nicht nur
Zeit zum gemeinsamen Spielen,
um sich gesund zu entwickeln.
Sie profitieren auch von riskan-
ten körperlichen Unternehmun-
gen, wo sie Widerstandskräfte
gegen echte Risiken und Gefah-
ren entwickeln.

—Soziale Medien erst ab 16
Gesellschaften hatten immer
schon spezielle Initiationsriten
für Jugendliche, um sie in die Ge-
meinschaft der Erwachsenen
überzuleiten, etwa Konfirmati-
on, Firmung, Bar-Mizwa oder
Ähnliches. Heute wird dieser
Übergang von der Sturzflut der
Informationen aus dem Handy
zugeschüttet. Dortmachten Kin-
der und Jugendliche Erfahrun-
gen, die nicht für sie gedacht sei-
en, die sie nicht verarbeiten
könnten und die ihre Intelligenz
minderten, schreibt Haidt.

Heute liegt die Internet-
Volljährigkeit bei 13 Jahren, dann
darfman sich Social-Media-Pro-
file anlegen und wird von den
Techfirmen bezüglich des Sam-
melnsvonDatenwie ein Erwach-
sener behandelt. Das ist just das
Alter, in dem Mädchen entwick-
lungspsychologisch am verletz-
lichsten sind. Deshalb sollte das
Mindestalter auf 16 angehoben
und auch kontrolliert werden,
fordert Haidt.

—Smartphonefreie Schulen
Jonathan Haidt plädiert für
handyfreie Schulen. Und er
meint damit nicht nur das Ver-
bot, Geräte im Klassenzimmer
zu benutzen, sondern dass sie
während der gesamten Zeit, da
sich die Schüler auf dem Gelän-
de befinden, abgegeben werden
müssen.

Nicht nur wären die Schüler
soweniger abgelenkt – denn die
blosse Anwesenheit eines Han-
dys in derTasche lenkt die Schü-
ler ab. Sie wären auch eher wie-
dermotiviert,miteinander zu in-
teragieren und so wertvolle
Erfahrungen zu sammeln.

—Die Techfirmen in
die Verantwortung nehmen
Techkonzerne tragen einemora-
lische und gesetzliche Verant-
wortung im Umgang mit min-
derjährigen Kindern. So sollten
etwaDesign-Standards fürTech-
nologiekonzerne festgelegtwer-
den, die den Schutz von Kindern
im Fokus haben, fordert Haidt.
Als BeispielwärenVoreinstellun-
gen zum maximalen Daten-
schutz zu nennen. Sinnvollwäre
es auch, eine konsequenteAlters-
verifizierung einzufordern.

Smartphonefreie Schulen würden
jungenMenschen helfen
Tipps für die «Generation Angst» Der Sozialpsychologe Jonathan Haidt zieht in seinem neuen Buch eine direkte Linie zwischen
der deprimierten Generation Z und ihrer Smartphone-Nutzung – und er zeigt Lösungen auf.

Der Experte fordert, die Internet-Volljährigkeit von 13 auf 16 Jahre anzuheben. Foto: Plainpicture
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Generation Angst. Wie wir unsere
Kinder an die virtuelle Welt
verlieren und ihre psychische
Gesundheit aufs Spiel setzen
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Zürich

Beat Metzler

Jahrelanghat die StadtzürcherPo-
litik um ein neues Vermietungs-
reglement für städtischeWohnun-
gen gerungen. Am Ende stimmte
derGemeinderat diesemgeschlos-
sen zu.Nun erweisen sich diever-
schärftenVorschriften als teilwei-
se wirkungslos. Dies stellt das
Obergericht in zwei aktuellen Ur-
teilen klar. Und bringt damit die
städtische Vermietungspraxis
durcheinander.

Seit 2019 gilt die neue Vermie-
tungsverordnung (VGV) für die
rund 10’000Wohnungen, die der
Stadt Zürich gehören.DieVGVsoll
sicherstellen, dass möglichst vie-
le Menschen von den günstigen
Stadtwohnungenprofitieren.Und
dass wenige Reiche dort leben.

Stadt darf beim Steueramt
nachfragen
So darf die Zahl der Bewohnerin-
nen und Bewohner die Zahl der
Zimmerumhöchstens eins unter-
schreiten. Sprich: Lebt jemand al-
lein in einerDreizimmerwohnung,
gilt diese als unterbelegt.DieMie-
tenden dürfen auch nur sechsmal
so viel verdienen, wie die Brutto-
miete beträgt. Bei Menschen, die
mehrals 200’000FrankenVermö-
gen haben, wird ein Teil davon
demEinkommenangerechnet.Die
Mietenden müssen zudem selbst
in derWohnung lebenunddürfen
diese höchstens ein Jahr lang un-
tervermieten.

Die Angaben, dass sie diesen
Anforderungen gerecht werden,
müssen die Mietenden von sich
aus bereitstellen.Die Stadt darf die
nötigen Informationen aber auch
bei den zuständigen Stellen ein-
holen, etwa beim Steueramt.

Unbestritten gelten die stren-
geren Regeln für die rund 2700
Mietverhältnisse,welche die Stadt
seit dem1. Januar2019 abgeschlos-
sen hat. Denn hier stehen sie von
Beginnweg imMietvertrag.

Das Problem liegt bei den rund
4900 älteren Verträgen. Diese hat
die Stadt nachträglich im Sinne
derVGVverschärft.Umsich anzu-
passen, hat sie den Mietenden
über fünf Jahre Zeit gewährt.Wer
die neuen Bedingungen nicht er-
füllt, bekommtvon derStadt zwei
«zumutbare» Ersatzwohnungen
angeboten. Nur wenn Mietende
diese kleineren oder teureren
Wohnungen ablehnen, droht ih-
nen die Kündigung.

Eigentlich wäre die Umstel-
lungsfrist seit dem 1. Januar die-
ses Jahres abgelaufen. Im Vorfeld
hat die Stadt Kontrollen angekün-
digt, was in städtischen Siedlun-
gen für Unruhe sorgte. Doch die
Überprüfung der Altmieter fällt
vorerst aus. Das liegt an den rund
50 Mietenden, welche die nach-
trägliche Vertragsänderung nicht
akzeptierten und vor Gericht gin-
gen. Diemeisten Fälle hätten sich
«bereinigt», heisst es bei Liegen-
schaften Stadt Zürich. Zwei aller-
dings nicht. Und in diesen haben
die Klagenden recht bekommen.
ErstvomZürcherMietgericht.Und
kürzlichvomZürcherObergericht.

Die erste Klägerinmietet allein
ein Sechszimmerhaus.Dieses be-
zog sie 1995 gemeinsammit ihrem

Das Obergericht bewahrt Mietende
vor der Umplatzierung
Urteil zu städtischem Wohnraum Die Stadt will Personen, die zu viel verdienen oder in zu grossen städtischenWohnungen leben,
Ersatzquartiere anbieten. Doch das Obergericht blockiert das neue städtische Mietreglement. Nun geht die Stadt gegen den Entscheid vor.

Im Bild sieht man Häuser der städtischen Riedtlisiedlung im Kreis 6. Archivfoto: Reto Oeschger

Es ist eine verzwickte Situation.
Das Mietrecht, gemacht, um
Schwächere zu schützen, deckt
in diesem Fall Begünstigte, die
eine zu grosse oder zu günstige
Stadtwohnung haben. 2018 hat
der Gemeinderat in seltener
Einstimmigkeit neue Vermie-
tungsregeln für Stadtwohnungen
aufgestellt. Das Ziel lautet: Die
günstigenWohnungen sollen
möglichst vielen Menschen
zugutekommen.Wer zu viel Geld
hat, soll nicht davon profitieren.

Doch es gibt ein Problem. Die
Stadt darf die verschärften
Vorschriften nicht nachträglich
in ihre Mietverträge schreiben.
Dies hat das Obergericht ent-

schieden. Damit können Mieten-
de von 4900Wohnungen, deren
Verträge vor der Umstellung
abgeschlossenwurden, vorerst
weiterwohnenwie bisher.

Das Obergericht argumentiert
mit demMieterinnenschutz.
Eigentümer hätten kein Recht,
laufende Verträge einfach zu
ändern. Sonst verlören die
Mietenden alle Sicherheiten und
müssten ständig mit neuen
Kündigungsgründen rechnen.
Das leuchtet ein. Alle, die selber
eineWohnung mieten, sind
extrem froh um diese Garantie.

Ebenso einleuchtend ist aller-
dings das neue städtische Ver-

mietungsreglement. Der Mangel
an bezahlbaremWohnraum
stellt viele Menschen vor existen-
zielle Probleme. Dawirkt es stos-
send,wenn einige langjährige
Mietende auf ihren zu günstigen
oder zu grossenWohnungen
beharren. Zumal niemand direkt
eine Kündigung befürchten
muss. Die Stadt bietet allen
Betroffenen zwei Ersatzwoh-
nungen an.

Wie häufig die Vorschriften
aktuell verletzt werden, kann
die Stadt nicht sagen. Aber Fälle
von Vermietungen, die klar
gegen das neue Regelement
verstossen, drohen die breite
politische Unterstützung des

kommunalenWohnungsbaus zu
schwächen.Was also tun, wenn
sich zwei wichtige, demokra-
tisch legitimierte Vorgaben
widersprechen? Das muss jetzt
das Bundesgericht entscheiden.
Vielleicht findet es einenWeg,
die ZürcherWohnungskrise
und die relativ komfortable
Situation der Betroffenen zu
berücksichtigen – ohne das
Mietrecht zu ritzen.

Stützt das Bundesgericht
hingegen die Urteile der
Zürcher Gerichte, bleibt der
Stadt nur eins übrig: sich mit
den Betroffenen zu einigen.

Beat Metzler

Was tun, wenn das Mietrecht die Falschen schützt?
Analyse

Mann,dervor ein paar Jahrenver-
starb.Die ersteMiete betrug 2860
Franken im Monat. Gemäss dem
neuenReglementmüsste sich die
FrauvierneueMitbewohnerinnen
suchen.Oder in eine Zweizimmer-
wohnungwechseln.Beidesmöch-
te sie offenbar nicht.

Der zweite Klägerbewohnt seit
1999 eineDachwohnungmit drei-
einhalb Zimmern. Der ursprüng-
liche Mietzins betrug 2493 Fran-
ken. Gemäss den neuen Regeln

verdient er wohl zu viel, um wei-
terhin Anspruch auf diese Woh-
nung zu haben.

Das Obergericht schützt
die Mietenden
Die beidenKlagendendürfenvor-
erst weiterleben wie bisher. Das
Obergericht kommt zum Schluss,
dass die Stadt Mietverhältnisse
nicht einfach anpassen dürfe.Das
Mietrecht erlaube «keine funda-
mentalen Eingriffe» in bestehen-

de Verträge. Eine nachträgliche
Verschärfung der «Maximalver-
dienstklausel» sei nicht zumutbar,
heisst in denUrteilen.DieMieten-
den müssten von Anfang an wis-
sen, welche Kündigungsbedin-
gungen gelten.

Aus Sicht desObergerichts darf
das Einkommen von Mietenden
nicht plötzlich zum Kündigungs-
grund werden. Daher habe die
Stadt auch kein Recht darauf, die
entsprechendenAngaben beiÄm-

tern einzufordern. Dies verstosse
gegen den Datenschutz.

Im Urteil zum Sechszimmer-
haus schreibt dasGericht: DieVor-
gabe an die Frau,mit mindestens
vierPersonen zusammenzuleben,
verletze deren Privatsphäre. Weil
das Haus nur eine Toilette habe,
eigne es sich ohnehin «nur sehr
eingeschränkt für die Aufnahme
weiterer erwachsener Personen».
Das Zusammenlebenmit fremden
PersonenkönnederFraunicht zu-

gemutet werden. Auch die Mög-
lichkeiten der Untervermietung
dürfe die Stadt nicht einschrän-
ken. Damit verstosse sie gegen
Bundesrecht.

Mit den beidenUrteilen erklärt
das Obergericht die neue Verord-
nung bei bestehenden Verträgen
praktisch für ungültig. Sämtliche
wichtigenVerschärfungendarf die
Stadt nicht durchsetzen. Gemäss
denUrteilenmüssenwohl alle vor
2019 abgeschlossenen Verträge
bleiben,wie sie sind.

Die Stadt ist damit nicht einver-
standen. Für die Vertragsände-
rungen sprächen plausible, breit
abgestützte Gründe, argumen-
tierte sie im Gerichtsverfahren.
Stadtwohnungen müssten gut
genutztwerden und jenen zugu-
tekommen, die finanziell darauf
angewiesen seien. InMietverhält-
nissen bestehe keine ewige, un-
veränderlicheNutzungsgarantie.
Eine solche verletze die Eigen-
tumsrechte der Vermieterin.

Die Stadt habe die zwei Urteile
ansBundesgerichtweitergezogen,
sagt Kornel Ringli, Sprecher von
Liegenschaften Stadt Zürich.«Un-
abhängig davon gilt aberdie neue
Vermietungsverordnung.» Man
rate Mietparteien mit Verträgen
aus derZeit vor2019,die gegendie
neuen Bedingungen verstiessen,
weiterhin, sich um eine Anpas-
sung zu bemühen. Doch wer dies
nicht tut – wie etwa die Klägerin
aus demSechszimmerhaus –, hat
vorerstwenig zu befürchten. «Bei
Altverträgen verzichtet die Stadt
bis zu einem rechtskräftigen Ent-
scheid auf eine aktive Kontrolle
der Vorgaben», sagt Ringli.

DiesesMoratoriumgilt nicht für
alleMietendenvonStadtwohnun-
gen. Bei jenen, die nach 2019 ein-
gezogen seien, beginne man die-
ses Jahr wie angekündigt mit der
Überprüfung,sagtRingli.Nicht be-
troffen vom Ringen sind die rund
2000 subventioniertenStadtwoh-
nungen.Diesewerden sowiesoalle
zwei Jahre kontrolliert.

Wie viele städtische Mietende
aktuell gegen die Vorschriften
verstossen, lässt sich laut Kornel
Ringli nicht abschätzen. Die an-
gekündigte Durchsetzung der
neuen Vermietungsverordnung
habe in den letzten Jahren aber
viel ausgelöst. «Wir bekommen
laufend Tauschanfragen und
können fast wöchentlich Miet-
verhältnisse bereinigen.»

Offen bleibt, was passiert,
wenn die Stadt auchvorBundes-
gericht verliert. «Dann müssten
wir die Situation neu beurtei-
len», sagt Ringli. «Aber wir ge-
hen davon aus, dass unser Vor-
gehen rechtens ist.»

Urteile bringen
städtische Praxis
des Vermietens
durcheinander.


